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8. Abschnitt Gesundheitliche Anforderungen an 
das Personal beim Umgang mit Lebensmitteln 

 
 

§ 42 
Tätigkeits- und Beschäftigungsverbote 

 

(1) Personen, die 
1. an Typhus abdominalis, Paratyphus, Cholera, 
Shigellenruhr, Salmonellose, einer anderen infektiö-
sen Gastroenteritis oder Virushepatitis A oder E 
erkrankt oder dessen verdächtig sind, 
2. an infizierten Wunden oder an Hautkrankheiten 
erkrankt sind, bei denen die Möglichkeit besteht, 
dass deren Krankheitserreger über Lebensmittel 
übertragen werden können, 
3. die Krankheitserreger Shigellen, Salmonellen, 
enterohämorrhagische Escherichia coli oder Chole-
ravibrionen ausscheiden, dürfen nicht tätig sein oder 
beschäftigt werden 
a) beim Herstellen, Behandeln oder Inverkehrbrin-
gen der in Absatz 2 genannten Lebensmittel, wenn 
sie dabei mit diesen in Berührung kommen, oder 
b) in Küchen von Gaststätten und sonstigen Einrich-
tungen mit oder zu Gemeinschaftsverpflegung. 
Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die mit Be-
darfsgegenständen, die für die dort genannten Tä-
tigkeiten verwendet werden, so in Berührung kom-
men, dass eine Übertragung von Krankheitserre-
gern auf die Lebensmittel im Sinne des Absatzes 2 
zu befürchten ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
den privaten hauswirtschaftlichen Bereich. 
 

(2) Lebensmittel im Sinne des Absatzes 1 sind 
1. Fleisch, Geflügelfleisch und Erzeugnisse daraus 
2. Milch und Erzeugnisse auf Milchbasis 
3. Fische, Krebse oder Weichtiere und Erzeugnisse  
    daraus 
4. Eiprodukte 
5. Säuglings- und Kleinkindernahrung 
6. Speiseeis und Speiseeishalberzeugnisse 
7. Backwaren mit nicht durchgebackener oder  
    durcherhitzter Füllung oder Auflage 
8. Feinkost-, Rohkost- und Kartoffelsalate, Mari- 
    naden, Mayonnaisen, andere emulgierte Soßen,  
    Nahrungshefen. 
 

(3) Personen, die in amtlicher Eigenschaft, auch im 
Rahmen ihrer Ausbildung, mit den in Absatz 2 be-
zeichneten Lebensmitteln oder mit Bedarfsgegens-
tänden im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 in Berüh-
rung kommen, dürfen ihre Tätigkeit nicht ausüben, 
wenn sie an einer der in Absatz 1 Nr. 1 genannten 
Krankheiten erkrankt oder dessen verdächtig sind, 
an einer der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Krankhei-
ten erkrankt sind oder die in Absatz 1 Nr. 3 genann-
ten Krankheitserreger ausscheiden. 
 

(4) Das Gesundheitsamt kann Ausnahmen von den 
Verboten nach dieser Vorschrift zulassen, wenn 
Maßnahmen durchgeführt werden, mit denen eine 
Übertragung der aufgeführten Erkrankungen und 
Krankheitserreger verhütet werden kann. 
(5) Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, ... 
 

Fußnoten 
§ 42 Abs. 5 Satz 1: IdF d. Art. 39 Nr. 1 V v. 
25.11.2003 I 2304 mWv 28.11.2003 u. d. Art. 57 Nr. 
1 V v. 31.10.2006 I 2407 mWv 8.11.2006 

 

§ 43 
Belehrung, Bescheinigung des  

Gesundheitsamtes 
 

(1) Personen dürfen gewerbsmäßig die in § 42 Abs. 
1 bezeichneten Tätigkeiten erstmalig nur dann aus-
üben und mit diesen Tätigkeiten erstmalig nur dann 
beschäftigt werden, wenn durch eine nicht mehr als 
drei Monate alte Bescheinigung des Gesundheits-
amtes oder eines vom Gesundheitsamt beauftrag-
ten Arztes nachgewiesen ist, dass sie 
 

1. über die in § 42 Abs. 1 genannten Tätigkeitsver-
bote und über die Verpflichtungen nach den Absät-
zen 2, 4 und 5 in mündlicher und schriftlicher Form 
vom Gesundheitsamt oder von einem durch das 
Gesundheitsamt beauftragten Arzt belehrt wurden 
und 
2. nach der Belehrung im Sinne der Nummer 1 
schriftlich erklärt haben, dass ihnen keine Tatsa-
chen für ein Tätigkeitsverbot bei ihnen bekannt sind. 
Liegen Anhaltspunkte vor, dass bei einer Person 
Hinderungsgründe nach § 42 Abs. 1 bestehen, so 
darf die Bescheinigung erst ausgestellt werden, 
wenn durch ein ärztliches Zeugnis nachgewiesen 
ist, dass Hinderungsgründe nicht oder nicht mehr 
bestehen. 
 

(2) Treten bei Personen nach Aufnahme ihrer Tätig-
keit Hinderungsgründe nach § 42 Abs. 1 auf, sind 
sie verpflichtet, dies ihrem Arbeitgeber oder Dienst-
herrn unverzüglich mitzuteilen. 
 
 

(3) Werden dem Arbeitgeber oder Dienstherrn An-
haltspunkte oder Tatsachen bekannt, die ein Tätig-
keitsverbot nach § 42 Abs. 1 begründen, so hat 
dieser unverzüglich die zur Verhinderung der Wei-
terverbreitung der Krankheitserreger erforderlichen 
Maßnahmen einzuleiten. 
 
 

(4) Der Arbeitgeber hat Personen, die eine der in § 
42 Abs. 1 Satz 1 oder 2 genannten Tätigkeiten 
ausüben, nach Aufnahme ihrer Tätigkeit und im 
Weiteren alle zwei Jahre über die in § 42 Abs. 1 
genannten Tätigkeitsverbote und über die Verpflich-
tung nach Absatz 2 zu belehren. Die Teilnahme an 
der Belehrung ist zu dokumentieren. Die Sätze 1 
und 2 finden für Dienstherrn entsprechende Anwen-
dung. 
 
 

(5) Die Bescheinigung nach Absatz 1 und die letzte 
Dokumentation der Belehrung nach Absatz 4 sind 
beim Arbeitgeber aufzubewahren. Der Arbeitgeber 
hat die Nachweise nach Satz 1 und, sofern er eine 
in § 42 Abs. 1 bezeichnete Tätigkeit selbst ausübt, 
die ihn betreffende Bescheinigung nach Absatz 1 
Satz 1 an der Betriebsstätte verfügbar zu halten und 
der zuständigen Behörde und ihren Beauftragten 
auf Verlangen vorzulegen. Bei Tätigkeiten an wech-
selnden Standorten genügt die Vorlage einer be-
glaubigten Abschrift oder einer beglaubigten Kopie. 
 
 

(6) Im Falle der Geschäftsunfähigkeit oder der be-
schränkten Geschäftsfähigkeit treffen die Verpflich-
tungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 2 
denjenigen, dem die Sorge für die Person zusteht. 
Die gleiche Verpflichtung trifft auch den Betreuer, 
soweit die Sorge für die Person zu seinem Aufga-
benkreis gehört. Die den Arbeitgeber oder Dienst-
herrn betreffenden Verpflichtungen nach dieser 
Vorschrift gelten entsprechend für Personen, die die 
in § 42 Abs. 1 genannten Tätigkeiten selbständig 
ausüben. 
 

(7) Das Bundesministerium für Gesundheit ... 


